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Welche (Berufs)Bildung braucht 
wirtschaftliche Entwicklung?1 
Reflexionen zum Beitrag beruflicher Bildung zur 

Privatsektorentwicklung 

Margarita Langthaler

Einleitung 

Berufsbildung hat in den letzten Jahrzehnten in der in-
ternationalen Entwicklungszusammenarbeit (EZA) und 
in der wissenschaftlichen Fachdiskussion eine unterge-
ordnete Stellung eingenommen. Nun erhält sie wieder 
verstärkte Aufmerksamkeit. Das hängt unter anderem 
mit der Schwerpunktsetzung auf Wirtschaftsförderung 
und Privatsektorentwicklung zusammen. Dieser Beitrag 
beleuchtet einführend Berufsbildung im Zusammenhang 
mit Entwicklung und EZA in ihrem historischen Kontext. 
Anschließend werden die wichtigsten Aspekte der gegen-
wärtigen wissenschaftlichen und politischen Diskussion 
nachgezeichnet. Darauf aufbauend diskutiert der Beitrag 
wesentliche Fragen zu Berufsbildung und Privatsektor-
entwicklung.

Mehrere aktuelle Publikationen unterstreichen die ver-
stärkte Aufmerksamkeit für berufliche Bildung wie etwa 
der Titel des Fortschrittsberichts 2012 der UNESCO- 
Initiative „Education for All“ „Youth and Skills. Putting  
education to work“ (UNESCO 2012). Auch der World 
Development Report 2013 der Weltbank mit dem Titel 
„Jobs“ widmet dem Thema Ausbildung („skills“) ein ei-
genes Kapitel (World Bank 2012). Für diese neuerliche 
Hinwendung zum Bereich der beruflichen Bildung können 
im Wesentlichen drei Gründe angeführt werden. Zunächst 
hat die in der Folge der weltweiten Finanzkrise von 2008 
massiv angestiegene Arbeitslosigkeit, v. a. unter Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen, Berufsbildung als Gegen-
mittel ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt. Zweitens 
zeigen die Erfahrungen im Bildungssektor der internatio-
nalen EZA, dass die starke Fokussierung auf Primarschul-
bildung zu eng konzipiert war. Als deren Folge kommt es 
in vielen Entwicklungsländern zu Engpässen in der Se-
kundarbildung und insgesamt zu Qualitätsmängeln auf-
grund der Vernachlässigung anderer Bildungsbereiche. 
Die Nachfrage nach (beschäftigungsrelevanten) postpri-
mären Bildungsmöglichkeiten hat auch vom bildungspo-

litischen Gesichtspunkt das Interesse an Berufsbildung 
innerhalb der EZA wieder ansteigen lassen. Und letztlich 
legt die Schwerpunktsetzung der EZA auf Privatsekto-
rentwicklung die Frage nahe, welcher Aus- und Weiter-
bildungsbedarf besteht, damit die Wirtschaft in den Part-
nerländern konkurrenzfähig wird. Berufliche Bildung wird 
hier auch im Sinne lebensbegleitender Weiterbildungs-
fähigkeit und -bereitschaft relevant, gemäß der Maxime, 
berufliche Bildungsprozesse am sich schnell wandelnden 
Bedarf der Wirtschaft zu orientieren. 

Berufsbildung in Entwicklungs-
ländern – koloniales Erbe und 
moderne Marginalisierung

Form, Inhalt, Ausrichtung und gesellschaftliche Stellung 
beruflicher Bildung sind in vielen Entwicklungsländern, 
v.  a. in Afrika, stark vom jeweils ererbten kolonialen Bil-
dungswesen geprägt. Im Gegensatz zu den Systemen 
allgemeiner Bildung, die infolge der internationalen In-
itiativen Education for All (EFA)2 und der Millenniums-
Entwicklungsziele (MDGs)3 eine gewisse Homogenität 
aufweisen, sind die Strukturen beruflicher Bildung in 
Entwicklungsländern sehr unterschiedlich. Insbesondere 
besteht ein markanter Unterschied zwischen dem ehe-
maligen britischen und dem französischen Kolonialreich 
(Oketch 2007). In ehemaligen französischen Kolonien be-
inhaltet die formale berufliche Bildung starke allgemein-
bildende Komponenten, wodurch ihr berufsvorbereitender 
Wert, insbesondere für den anteilsmäßig sehr wichtigen 
informellen Sektor, oft infrage gestellt wird. In ehemaligen 
britischen Kolonien ist, ähnlich wie in Großbritannien, ein 
stark pragmatischer Zugang zu Berufsbildung vorherr-
schend, der den Fokus auf Vermittelbarkeit der Abgän-
gerInnen („employability“) legt. Die Vermittlung berufsspe-
zifischer Fähigkeiten und Fertigkeiten nimmt im Lehrplan 
viel Platz ein, zulasten akademischer Inhalte. Dadurch ist 
zwar eine größere Nähe zum Bedarf der formalen und  
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informellen Wirtschaft gegeben, allerdings ist den Abgän-
gerInnen dieser Bildungswege der Zugang zu weiterfüh-
render Bildung, insbesondere höherer Bildung, versperrt. 

Neben diesen Unterschieden weist formale berufliche Bil-
dung in vielen Entwicklungsländern (und in den jeweiligen 
ehemaligen Kolonialmächten) eine Gemeinsamkeit auf, 
nämlich einen generell recht niedrigen sozialen Status 
(Deißinger 2003). Der berufliche Bildungsweg wird v. a. 
von Jugendlichen aus den unteren sozialen Schichten 
eingeschlagen und gilt als letzter Ausweg für die Benach-
teiligten zur Sicherstellung Einkommen schaffender Tätig-
keiten (Oketch 2007).

Im Allgemeinen werden zudem eine Reihe von Mängeln 
beklagt, die sich im Bereich beruflicher Bildung in vie-
len Ländern finden (vgl. Deißinger 2003: 5; DFID o.J.: 5; 
Georg 2006: 512; World Bank 2012: 176). Zentral sind 
hier die fehlenden oder schlechten Verbindungen zur 
Wirtschaft. Wenig Praxisbezug und überholte Lehrpläne 
führen dazu, dass Berufsbildung häufig am realen Bedarf 
der Wirtschaft vorbei ausbildet, Qualifikationen mitunter 
nicht anerkannt werden und dementsprechend wenig 
beschäftigungswirksam sind. Die Unternehmen zeigen 
ihrerseits kaum Interesse an der Bereitstellung von Aus-
bildungsplätzen. Als vielfaches Problem wird zudem die 
Fragmentierung von beruflicher Bildung angesehen. Dies 
betrifft sowohl die administrative Zuständigkeit, die sich 
in vielen Ländern auf unterschiedliche Ministerien und 
Körperschaften aufteilt, als auch das Fehlen flächende-
ckender Systeme. Vielmehr gibt es ein Nebeneinander 
unterschiedlicher Ausbildungsformen, Einrichtungen, Trä-
ger und Einzelmaßnahmen, das sich von berufsbildenden 
Schulen als Teil des formalen Bildungssystems, über die 
unterschiedlichsten non-formalen Angebote, die über 
sehr unterschiedliche Anbindungen zum formalen System 
verfügen, bis hin zu Formen innerbetrieblicher beruflicher 
Bildung erstreckt. In Westafrika ist beispielsweise die tra-
ditionelle Lehre weiterhin die wichtigste Form beruflicher 
Ausbildung. Sie ist jedoch nicht standardisiert und weist 
keine Querverbindungen zum formalen Bildungssystem 
auf. Dadurch eröffnet eine Lehre de facto nur im informel-
len Sektor Beschäftigungsmöglichkeiten. Rezente Studi-
en stellen aufgrund dieser Mängel die armutsmindernde 
Wirkung von beruflicher Bildung infrage (Colclough 2012; 
Palmer 2007). 

Die Förderung beruflicher Bildung hatte in der Anfangs-
phase der EZA große Bedeutung. Seit den 1980er-Jah-
ren begann jedoch die Konzentration auf den Primar-

schulsektor Berufsbildungsförderung in den Hintergrund 
zu drängen. Mit Beginn der EFA-Initiative 1990 und noch 
stärker mit dem Einsetzen des MDG-Prozesses 2000 
stellten viele bi- und multilaterale Geber ihre Förderun-
gen für berufliche Bildung weitgehend oder ganz ein. 
Eine Ausnahme sind die deutschsprachigen Geber, deren 
kontinuierliche, wenn auch in manchen Fällen reduzierte, 
Schwerpunktsetzung auf Berufsbildung mit dem wahr-
genommenen Erfolg der Berufsbildungssysteme in den 
deutschsprachigen Ländern zusammenhängt. 

Im Gegensatz zu anderen westlichen Ländern hat Berufs-
bildung im deutschsprachigen Raum einen abgesicherten 
gesellschaftlichen Status. Das duale System der schuli-
schen und betrieblichen Ausbildung gilt heute vor dem 
Hintergrund der relativ niedrigen Jugendarbeitslosigkeit 
in den deutschsprachigen Ländern international als Vor-
zeigemodell und wird auch von Entwicklungsländern zu-
nehmend nachgefragt. Die Erfahrung aus langjährigen 
Versuchen der bilateralen EZA dieser Länder, das duale 
System in der einen oder anderen Form in Entwicklungs-
ländern zu verankern, zeigt jedoch dessen eingeschränkte 
Übertragbarkeit (Swiss Agency for Development Coope-
ration 2011; Barabasch/Wolf 2011; World Bank 2012: 
177; Maurer 2012). Zu unterschiedlich sind sowohl die 
Bildungstraditionen als auch das gesellschaftliche Um-
feld. Berufliche Bildung ist in den deutschsprachigen Län-
dern Teil einer historisch gewachsenen und spezifischen 
Form der gesellschaftlichen Organisation von Arbeit, die 
wesentlich auf der Kooperation zwischen öffentlicher Ver-
waltung, Bildungswesen, Privatwirtschaft, Berufsverbän-
den und Interessenvertretungen basiert (Paul-Kohlhoff 
1997) – ein institutionelles Setting, das in den wenigsten 
Entwicklungsländern gegeben ist. 

Unabhängig von der jeweiligen bildungspolitischen Tradi-
tion zeichnen sich in der beruflichen Bildung internationa-
le Trends ab, die in stärkerer oder schwächerer Form zum 
Tragen kommen und jedenfalls die Strategien der großen 
entwicklungspolitischen Akteure, etwa der Weltbank, prä-
gen. Das ist v. a. der Trend, berufliche Bildung so zu gestal-
ten, dass sie zeitnah und flexibel auf den unmittelbaren 
Bedarf der Wirtschaft reagieren kann. Dadurch soll der 
häufig beklagten Irrelevanz der vermittelten Kompetenzen 
für die Wirtschaft („mismatch“) begegnet werden und man 
erhofft sich starke Wirkungen, sowohl für die Wachstums-
förderung als auch für die Minderung von Arbeitslosigkeit. 
Damit einher geht die tendenzielle Herauslösung beruf-
licher Bildung aus ihrer traditionellen bildungsspezifi-
schen Verankerung. Das betrifft sowohl das institutionelle  
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Setting (Flexibilisierung der Bereitstellungsformen) als 
auch grundlegende konzeptionelle Belange: Der Bil-
dungsauftrag, sowohl kognitive Fähigkeiten und prak-
tische Fertigkeiten als auch gesellschaftlich relevantes 
Wissen zu vermitteln, wird zunehmend durch das pragma-
tische Ziel der Herausbildung wandelbarer, flexibel ein-
setzbarer „Skills“ ersetzt. 

Der Beitrag, den berufliche Bildung zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen im informellen Sektor leisten kann 
und soll, zieht in der internationalen Debatte zunehmend 
Aufmerksamkeit auf sich. Eine systematische Aufberei-
tung von Ansätzen, Strategien und Zielen steht für diesen 
Bereich allerdings noch aus. Eine zentrale Schwierigkeit 
ergibt sich aus dem Spannungsfeld, einerseits den infor-
mellen Sektor nicht außen vor lassen zu können, vor allem 
wenn ein Beitrag zur Armutsminderung geleistet werden 
soll. Andererseits besteht das Risiko, die vorgefundenen 
informellen Strukturen zu festigen und somit nicht deren 
Veränderung, sondern vielmehr die Stabilisierung einer 
„Armutswirtschaft“ zu bewirken. Als Ziel kristallisiert sich 
daher die Integration des informellen Sektors in die allge-
meine Volkswirtschaft und die Verringerung der Abstände 
zum formalen Sektor heraus (Georg 2006: 521). 

Skills oder Berufe?  
Die theoretische Debatte

Es ist kein Zufall, dass der englische Begriff „skills de-
velopment“ zunehmend jenen der „beruflichen Bildung“4 
verdrängt. „Skills development“ bezeichnet im Allgemei-
nen recht eng gefasste Vorbereitungsprozesse auf Ar-
beitsvorgänge und wird meist in dekontextualisierter Form 
verwendet, ohne dem Zusammenspiel mit der Struktur 
des Arbeitsmarktes, Sozialpolitiken, der Organisation ge-
sellschaftlichen Arbeitsvermögens und insgesamt Fragen 
von Macht Rechnung zu tragen (Allais 2011a: 2). „Skills 
development“ soll weniger auf einen Beruf als auf „Jobs“ 
vorbereiten. Insofern kann die Prominenz des Begriffs im 
internationalen Diskurs als Abbild einer zunehmend frag-
mentierten und flexibilisierten Erwerbsbevölkerung inter-
pretiert werden (ebd.: 7).

Insgesamt zeigt sich in der internationalen fachlichen wie 
politischen Diskussion die Dominanz von theoretischen 
Ansätzen, die den starken Einfluss der neoklassischen 
Wirtschaftswissenschaften auf die Bildungswissenschaf-
ten (und mehr noch auf die Praxis der Bildungspolitik) 
deutlich machen (Allais 2011b). Der oben umrissene in-

ternationale Trend der Bedarfsorientierung von beruflicher 
Bildung basiert auf der Maxime der Kompetenzvermittlung 
(competency-based TVET) und verfolgt das Ziel, Vermittel-
barkeit (employability) herzustellen. Institutioneller Rahmen 
für diese Form beruflicher Bildung sind in immer mehr Län-
dern die aus Großbritannien stammenden „National Quali-
fications Frameworks (NQF)“. Dabei sollen „Kompetenzen“ 
bzw. „Lernergebnisse“ von Unternehmen und anderen re-
levanten Akteuren definiert werden, die als Basis für die 
im NQF definierten Qualifikationen dienen. Aufgabe des 
Staates ist es, private und öffentliche Bildungsanbieter in 
Hinblick auf die definierten Qualifikationen zu regulieren. 
Die BildungsteilnehmerInnen können aus dem Bildungs-
angebot des NQFs auswählen, um ihre individuelle Ver-
mittelbarkeit zu verbessern. In der Quintessenz handelt es 
sich bei NQFs um ein im neoliberalen Wirtschaftsdenken 
verankertes Konzept (Avis 2012; Allais 2011b). Analog zu 
gängigen Reformmodellen des öffentlichen Sektors unter 
neoliberalem Vorzeichen ändert sich die Rolle des Staates 
in der beruflichen Bildung insofern, als dass an die Stel-
le staatlicher Bereitstellung von Bildung jene der staatli-
chen Regulierung (privater) Bildungsdienstleistungen tritt. 
Dabei geht es nicht nur um das angenommene Ziel der 
verbesserten Effizienz beruflicher Bildung, sondern auch 
darum durch die Aufhebung eines staatlichen „Monopols“ 
einen Markt zu schaffen. Die Grundannahme vernünftiger 
Entscheidungen rationaler Individuen in einem perfekten 
(Bildungs)Markt spiegelt die Logik neoklassischer Wirt-
schaftsansätze wieder (Allais 2011b: 8f). 

Neben diesen dominanten theoretischen Ansätzen gibt es 
jedoch eine bildungs- und sozialwissenschaftliche Debatte, 
die mit strukturalistischen und neostrukturalistischen Strö-
mungen in den Wirtschaftswissenschaften vergleichbar ist. 
Hier wird der Fokus einerseits auf die Einbettung von Bil-
dungskonzepten und -politiken in breitere gesellschaftliche 
Zusammenhänge, insbesondere Sozial- und Arbeitsmarkt-
politiken gelegt. Andererseits betonen diese Ansätze5, pa-
rallel zur Institutionendebatte der neostrukturalistischen 
Wirtschaftsansätze, die Zentralität von Bildungsinstitutio-
nen. Als Kern und Wesen von Bildung wird die Vermittlung 
von Wissen und damit die Ermöglichung der Teilhabe an 
einer gesellschaftlichen Machtressource verstanden. Die-
se Vermittlung gesellschaftlichen Machtwissens kann nur 
über starke Bildungsinstitutionen erfolgen. Dazu zählen u. a. 
gut ausgebildete Lehrkräfte, Wissens- anstelle von Kompe-
tenz-basierte Lehrpläne und letztlich gesellschaftlich ver-
ankerte Bildungsvorstellungen, die Bildung als Recht auf 
gesellschaftliche Partizipation und nicht als Pflicht zur per-
manenten Selbstvermarktung wahrnehmen. 
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Skills für wirtschaftliche 
Entwicklung?

Einige im EZA-Diskurs kaum hinterfragte Annahmen 
liegen dem derzeitigen Interesse für berufliche Bildung, 
oder vielmehr Skills Development zugrunde. Dazu zählt 
zunächst die Ansicht, dass durch die Bereitstellung aus-
gebildeter Arbeitskräfte wirtschaftliche Entwicklung indu-
ziert und Arbeitsplätze geschaffen werden können. Dieser 
lineare Kausalzusammenhang muss jedoch hinterfragt 
werden (vgl. Deißinger 2003; Allais 2011b; Georg 2006). 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass Maßnahmen 
beruflicher Bildung nur dann zu besseren Beschäfti-
gungsmöglichkeiten verhelfen, wenn eine entsprechende 
wirtschaftliche Nachfrage nach Arbeitskräften besteht. 
Georg (2006: 515) beschreibt das Paradoxon, dass be-
rufliche Bildung dann am wirksamsten ist, wenn die Ar-
beitslosigkeit in einer Volkswirtschaft niedrig ist, während 
sie im umgekehrten Fall zunehmend an Glaubwürdigkeit 
verliert. 

Eine weitere Annahme ist, dass infolge der globalen 
Verbreitung der Wissensökonomie die Nachfrage nach 
gut ausgebildeten Arbeitskräften stark angestiegen sei 
und deren Fehlen ein Hemmnis für die wirtschaftliche 
Entwicklung darstellen würde. Kritische Ansätze stellen 
dies grundsätzlich infrage. Avis (2012: 3f) betont, dass 
die Entwicklung hin zu hochqualifizierten gut bezahlten 
Jobs selbst für den Westen nicht eingetreten ist, sondern 
auch dort wenig qualifizierte und entlohnte Jobs in hohem 
Maße nachgefragt sind. Er spricht stattdessen von einer 
Polarisierung zwischen hochqualifizierten und wenig qua-
lifizierten Sektoren, die er auch für direkt mit der Wissens-
ökonomie verbundene Sektoren ins Treffen führt: Unter 
„knowledge workers“ gebe es die Tendenz zu einem „di-
gital taylorism“ (d. h. einer Entqualifizierung aufgrund der 
Standardisierung ehemals qualifizierter Arbeitsvorgänge 
durch neue Technologien), dem eine Elite an gut Ausge-
bildeten und Bezahlten gegenüberstehen würde. Auch 
Chang (2010: 184) weist auf einen Dequalifizierungspro-
zess durch die zunehmende Technologiesierung hin, die 
im Gegensatz zum gängigen Verweis auf den gestiegenen 
Qualifikationsbedarf durch die Wissensökonomie steht.
 
Ein drittes Grundelement des gängigen Diskurses ist die 
„Mismatch-These“, dass nämlich trotz hoher Arbeitslosig-
keit der Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften der Wirt-
schaft aufgrund ungeeigneter (beruflicher) Bildung nicht 
gedeckt wird. Zunächst ist es fragwürdig, Arbeitslosigkeit 
als Bildungsproblem zu definieren, die Verantwortung 

dafür also auf die betroffenen Individuen und das Bil-
dungssystem zu übertragen, während die Notwendigkeit 
entsprechender Sozial- und Wirtschaftspolitiken meist 
nicht in den Blick genommen wird (Allais 2011b: 264). 
Die Ursachen für Mismatch sind viel komplexer. Gerade 
in Entwicklungsländern ist etwa die Abwanderung von gut 
Ausgebildeten oft ein Grund für den Fachkräftemangel in 
manchen Sektoren (Allais 2012). 

Die flexible Orientierung beruflicher Bildung am Bedarf 
der Wirtschaft mit den entsprechenden Policy-Instru-
menten (competency- based learning, learning outcomes 
und NQFs) wird oft als Antwort auf die Mismatch-These 
formuliert. Eine Studie der International Labour Organi-
sation zu den Wirkungen der NQFs in einigen Industrie- 
und Entwicklungsländern (Allais 2010) erhebt allerdings 
Zweifel sowohl an deren Umsetzbarkeit als auch an de-
ren Wirksamkeit. Es konnte kaum eine verbesserte An-
gebot-und-Nachfrage-Beziehung zwischen den Struktu-
ren beruflicher Bildung und dem jeweiligen Arbeitsmarkt 
festgestellt werden. Ebenso wenig halfen die NQFs, die 
Beteiligung relevanter Wirtschaftsakteure an beruflicher 
Bildung, sei es durch Bereitstellung von Ausbildungsplät-
zen oder bei der Definition von Qualifikationsstandards, 
zu vergrößern. 

Gerade in Entwicklungsländern wird mit Kompetenz-ba-
siertem Skills Development oft das Gegenteil des Ange-
strebten erreicht. In diesen Ländern fehlt es an flächende-
ckenden, systematisierten Strukturen beruflicher Bildung, 
an Institutionen, Programmen, Lehrplänen. Kompentenz-
basierte Formen beruflicher Bildung sind, wie die Erfah-
rung zeigt, nicht geeignet, diesen institutionellen Nachhol-
bedarf zu decken (Loose 2008 zitiert in Allais 2011b).

Neben diesen ernüchternden Erfahrungen können auch 
grundsätzlichere Einwände gegen die kurzfristige Be-
darfsorientierung beruflicher Bildung erhoben werden. 
Diese stützt sich auf eine instrumentalisierte und verkürzte 
Konzeption von zu vermittelndem Wissen bzw. Fähigkeiten 
und Fertigkeiten (Avis 2012: 7). Anhand des unmittelba-
ren und kurzfristigen Wirtschaftsbedarfs definierte Kom-
petenzen laufen so Gefahr, weder den Lernbedürfnissen 
junger Menschen noch den Notwendigkeiten solider 
wirtschaftlicher Entwicklung in mittel- bis längerfristiger 
Perspektive Rechnung zu tragen. Vielmehr scheint im 
Sinne langfristiger wirtschaftlicher Entwicklung die Bei-
behaltung und Verbesserung der Bildungskomponente 
beruflicher Bildung – verstanden als Integration von the-
oretischem Wissen mit praktischen Kompetenzen – die 
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einzige Möglichkeit zu sein, Qualifikationen von langfris-
tigem Wert herauszubilden, welche die Weiterentwicklung 
von Arbeitsprozessen fördern können (Allais 2011a). 

Jenseits der oben beschriebenen Zweifel an den gängi-
gen Reformtrends gilt es jedoch festzuhalten, dass gute 
berufliche Bildung eine wichtige Rolle für wirtschaftliche 
Entwicklung und Armutsminderung spielen kann und es 
jedenfalls genügend Veränderungsbedarf an den derzei-
tigen Strukturen und Funktionsweisen gibt. Die Frage, die 
jedoch gestellt werden sollte, ist, unter welchen Bedin-
gungen berufliche Bildung einen positiven Beitrag leisten 
kann. Die Orientierung an wirtschaftlicher Entwicklung ist 
grundsätzlich sicher notwendig. Jedoch muss dies nicht 
gleichbedeutend damit sein, solide institutionelle Absi-
cherung als Teil eines funktionierenden Bildungssystems 
und die Vermittlung längerfristig gültiger Bildungsinhal-
te zugunsten flexibilisierter Bereitstellungsformen und 
Lerninhalten mit hoher Halbwertszeit aufzugeben. Statt-
dessen sollte gerade eine adäquate institutionelle Veran-
kerung von beruflicher Bildung als Weg zu mehr Qualität 
und Relevanz angesehen werden. Damit ist einerseits 
die Verzahnung mit Entwicklungsstrategien in anderen 
Sektoren gemeint, v. a. mit Industrie-, Sozial- und Arbeits-
marktpolitiken (siehe Beitrag von Reiner/Staritz in diesem 
Band). Hier muss klar sein, dass die negativen sozialen 
Auswirkungen deregulierter Arbeitsmärkte, hoher Ar-
beitslosigkeit und fehlender Jobsicherheit sowie schlecht 
ausgebauter sozialer Dienstleistungssysteme nicht durch 
berufliche Bildung wettgemacht werden können. Vielmehr 
wird berufliche Bildung dann einen Beitrag zu wirtschaft-
licher Entwicklung und Armutsminderung leisten können, 
wenn entsprechende Politiken in den oben erwähnten 
Bereichen vorhanden sind. Die notwendige Einbeziehung 
relevanter Akteure in die Curriculum-Gestaltung und Bil-
dungsbereitstellung (betriebliche Ausbildung) sollte je-
denfalls neben Berufsverbänden und Unternehmen auch 
Gewerkschaften und zivilgesellschaftliche Organisationen 
einbeziehen. Andererseits geht es darum, den Bildungs-
Kern beruflicher Bildung durch gut definierte Curricula, 
die nicht auf theoretische Inhalte verzichten, adäquate 
Ausbildung des Lehrpersonals und die Gewährleistung 
der Durchlässigkeit zum System allgemeiner Bildung zu 
stärken. 
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